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Anlage 4: Größenschätzung für Deutschland


ANLAGE 4: GRÖSSENSCHÄTZUNG FÜR DEUTSCHLAND

Immer wieder wird der Verfasser nach seiner Schätzung bezüglich der Anzahl 'Illegaler' in Deutschland gefragt. Vor der Unterbreitung einer solchen sind einige Darlegungen zu der Datenlage auf diesem Gebiet angebracht, den statistischen Problemen, die mit der Datenerfassung und Auswertung verbunden sind sowie den Schlussfolgerungen, die darauf aufgebaut werden. Es wird an dieser Stelle ausdrücklich auf die Ausführungen im "Exkurs" sowie Kapitel VIII der Studie verwiesen.

Seitens der Politik, vor allem durch das federführende Bundesministerium des Inneren, wird in diesem Kontext vor allem mit der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) sowie den Statistiken des Bundesgrenzschutzes operiert. Dort tauchen Aufgriffe 'Illegaler' sowohl im Umfeld des Grenzübertritts, aber auch im Inland auf: 

Übersicht 1: Aufgriffe 'Illegaler' an der Außengrenze und im Inland

	 SEQ CHAPTER \h \r 1
	AUS-
	SEN-
	GREN-
	ZE
	
	INLAND-
	AUF-
	GRIFFE

	Jahr
	Aufgriffe illegal eingereister Ausländern [BGS]
	Zurückweisung 'Illegaler' [BGS]
	Zurückschiebung 'Illegaler' [BGS]
	Geschleuste Ausländer [BGS]
	
	Aufgriffe ohne direkten Grenzbezug

[BGS]
	Unerlaubte Einreise (Grenzübertritt) nach Ausländergesetz [PKS]
	Nichtdeutsche Tatverdächtige mit Anlass des Aufenthalts 'illegal' [PKS]

	1996
	27 024
	94 154
	27 249
	7 364
	
	
	
	137 232

	1997
	35 205
	88 269
	26 668
	8 288
	
	
	
	138 146

	1998
	40 203
	60 091
	31 510
	12 533
	
	1 600
	60 803 
	140 779

	1999
	37 789
	57 342
	23 610
	11 101
	
	2 749
	58 952
	128 320

	2000
	 SEQ CHAPTER \h \r 131 485
	 SEQ CHAPTER \h \r 152 257
	 SEQ CHAPTER \h \r 120 369
	 SEQ CHAPTER \h \r 110 320
	
	 SEQ CHAPTER \h \r 13 397
	 SEQ CHAPTER \h \r 150 901
	 SEQ CHAPTER \h \r 1124 262

	2001
	28 560
	51 054
	16 048
	9 194
	
	488

	53 981
	----


Immer wieder kursieren Berichte über die Praxis, die Zahl der nach ihrer illegalen Einreise bzw. Schleusung aufgegriffenen Personen mit einem Faktor 'x' zu multiplizieren, um so einen hochgerechneten Schätzwert an 'geglückten Einreisen' erhalten zu können. Dieser Faktor 'x' wird mal mit fünf und mal mit drei angegeben
. An grenzpolizeiliche Statistiken können aber folgende Kritikpunkte gerichtet werden:

1. Aus den publizierten Aufgriffsstatistiken geht nicht hervor, wie viele Personen bereits mehrfach versuchten, die Grenze zu überwinden, d.h. eine Person, die viermal aufgegriffen und zurückgeschoben wurde, kann viermal als "Aufgriff" statistisch erfasst sein (vgl. zu "Mehrfachillegalen" VIII/6.1.)
.

2. Die grenzpolizeilichen Statistiken erfassen nicht nur illegale Einreisen, sondern auch Ausreisen nach vorhergegangenem illegalem Aufenthalt. Die Aufgriffe im grenznahen Bereich also nur unter der Kategorie "Zustrom über die deutsche Grenze" und der "unerlaubten Einreisen" zu fassen [vgl. BMI 2002: 14*], ist deshalb eine unzulässige Schlussfolgerung – zumal es gerade bei 'Illegalen' einen hohen Prozentsatz an Pendlern gibt
.

3. Die Zahlen geben auch deshalb ein verzerrtes Bild der Größenordnung illegaler Zuwanderung, da sie die Tatsache der zunehmenden Anzahl jener, die mit Hilfe scheinlegaler Papiere einreisen und die schwer zu enttarnen sind, nicht berücksichtigen (vgl. VIII/5.3.).

Sodann lassen sich steigende oder fallende Aufgriffszahlen zu völlig unterschiedlichen Deutungen verwenden. Eine steigende Tendenz kann daran liegen, dass bei gleichbleibendem Zustrom aufgrund verbesserter Kontrollen mehr Personen aufgegriffen werden
. Sie kann aber auch daran liegen, dass mehr Personen den illegalen Grenzübertritt versuchen und deshalb bei gleichbleibender Kontrolldichte auch mehr Personen der Polizei ins Netz gehen. Umgekehrt kann eine fallende Tendenz belegen, dass weniger Personen insgesamt den Grenzübertritt versuchen, weil sie wissen, dass sie keine Chance auf Durchkommen haben und sie deshalb auf eine andere Grenze ausweichen. Allerdings kann eine fallende Tendenz auch dadurch hervorgerufen werden, dass die Grenzübertrittshelfer immer gerissener werden, dass andere Methoden der unerlaubten Einreise verwendet werden, oder dass die Kontrolldichte durch Einsparungen oder Umschichtungen in Haushalten oder gar durch Haushaltssperren abnimmt (wenngleich dies immer bestritten wird) usw..

Ein Personenkreis, deren statistischen Erfassung durch die Grenzpolizeien grundsätzlich kaum möglich ist, sind jene, deren Aufenthalt erst nach Ablauf eines legalen Aufenthalts, durch Verstoß gegen Aufenthaltserlaubnis-Auflagen oder aufgrund einer scheinlegalen Einreise illegal wird. Naheliegenderweise heißt es hierzu im Lagebild der Bayerischen Landespolizei: "Die Beamten stellen die unerlaubten Aufenthalte meist bei der Ausreise fest" [PNO 2002: 14*], eine Aussage, die beinhaltet, dass diese Personen eingereist sind, ohne dass es jemand bemerkt hat. Da sich aber die Polizei vor allem auf die Einreisekontrolle nach Schengenstandard konzentriert, deshalb aber die Ausreisekontrollen vernachlässigen muss, kann man von einer hohen Anzahl unentdeckter scheinlegaler Ein- und 'illegal' Ausreisender ausgehen
.

Hier würden nun Inlandkontrollen an Bedeutung gewinnen, aber auch hier ist die Datenlage verwirrend: Der BGS kontrolliert innerhalb des grenznahen 30 km-Streifens sowie im Umfeld der Objekte, die ihm zur Bewachung übertragen wurden, v.a. Bahnhöfe, Flughäfen, Züge. Die Landespolizeien hingegen kontrollieren eher 'flächendeckend' im Landesinneren. Ergebnis ist, dass die statistischen Angaben zu "Inlandaufgriffen" weit auseinander gehen: 1999/2000 gab es in der BGS-Bundesstatistik innerhalb der Auflistung "Zustrom über die deutschen Grenzen" die Kategorie "Im Inland festgestellt", in der für das Jahr 2000 2247 (1999: 2749) Personen erfasst waren, während allein in Bayern, Bezug nehmend auf Daten des Landeskriminalamts, im Jahr 2002 7 223 Personen (2001: 7351, 2000: 7157) Personen aufgegriffen wurden
. Im Übrigen gilt hier ebenso wie bei der Ausreisekontrolle: Bei der "unerlaubten Arbeitsaufnahme (handelt) es sich um ein reines Kontrolldelikt", deshalb "wird die Kontrollintensität bzw. das Anzeigeverhalten ausschlaggebend für die Entwicklung der Fallzahlen im Bereich des unerlaubten Aufenthalts sein." [BGS/BKA: 37*].

Das gesamte Statistikwesen für die Erfassung 'Illegaler' ist extrem kompliziert. Dem Verfasser drängt sich entsprechend der Eindruck auf, dass es außer ausgebildeten Statistikexperten kaum jemand versteht und entsprechend richtig handhaben kann. Zum Beispiel: Muss eine versuchte unerlaubte Einreise erfasst werden? Im Prinzip Ja, denn, so Statistikexperten: 'Versuche werden in der PKS immer erfasst. Das heißt: Verbrechen immer, Vergehen dann, wenn sie strafbar sind'. Nun steht aber im Lagebericht der Bayerischen Landespolizei, dass nur die vollendete unerlaubte Einreise gezählt wird [vgl. PNO 2001: 10*]. Ein Widerspruch? Im Prinzip Nein, denn zum einen sind nicht alle Versuche unerlaubter Einreise nach § 95 Abs. 2 Nr. 2 S. 3 AufenthG strafbar, und zum anderen, so ein Statistikexperte, macht es durchaus Sinn, dass eine Polizei im Einsatz an der Grenze entscheidet, nur die vollendeten unerlaubten Einreise zu zählen: 'Versuchte Einreisen muss man ja gerade unterbinden mit Zurückweisungen und Zurückschiebungen. Warum also die registrieren, die es ohnehin nicht schaffen?' – insbesondere, wenn in der Amtsstube gerade kein Computer für die Fallaufnahme frei ist und draußen zudem eine riesige Fahrzeug- und Personenschlange auf Abfertigung wartet. Und trotzdem kann eine Zählung erfolgt sein: Dann nämlich, indem der statistischen 'Strich' bei der Kategorie "Zurückweisung" oder "Zurückschiebung" gemacht wurde... Ein anderes Beispiel sei die Frage: Ist in der Grenzstatistik die Gruppe der geschleusten Personen in der Kategorie der unerlaubten Einreise mit erfasst (d.h. muss man, um zu einer Gesamtzahl zu kommen, die Gruppe der Geschleusten von der Zahl der unerlaubt eingereisten abziehen), oder ist sie dort nicht enthalten, sodass man beide Spalten addieren muss. Nach drei widersprüchlichen Erklärungen fragte der Verfasser einen vierten Experten. Dessen Auflösung: Im Falle einer versuchten Schleusung muss nur ein Strich bei unerlaubter Einreise gemacht werden, bei einer vollendeten Schleusung sowohl bei "Geschleust" als auch "unerlaubter Einreise", was zur Folge hat, dass, um zu einer Gesamtgrößenordnung zu kommen, die Personen in den Spalten "unerlaubte Einreise" und "Geschleuste" weder zusammengezählt, noch voneinander abgezogen werden dürfen, sondern nach einem komplizierten Kalkulus auseinander gedröselt werden müssen. Nur erwähnt werden soll, dass sich eine Reihe von "unerlaubt Aufhältigen" in anderen Straftatenkategorien verbergen können. Beim Aufgriff eines 'Illegalen' etwa, der im Besitz gefälschter Papiere ist, wird der statistische "Strich" nur bei dem (höherrangigen) Vergehen der Urkundenfälschung gemacht....

Neben BGS und PKS gibt es aber noch andere behördliche Quellen, die Indizien über Umfang und Ausmaß von illegaler Migration liefern könnten: Etwa die Daten der Arbeitsämter und Ausländerbehörden.  SEQ CHAPTER \h \r 1Aber auch hier wurde von Vorgehensweisen berichtet, die eine Auswirkung auf die statistische Gesamterfassung der Lage haben können und die dem Verfasser von zwei unabhängigen Quellen - beide allerdings aus Leipzig - bestätigt wurden: Werden vom Arbeitsamt bei Baustellenkontrollen 'Illegale' aufgegriffen die im Besitz von Dokumenten sind, werden sie direkt der Ausländerbehörde für weitere Veranlassungen übergeben, d.h. die Polizei wird nur hinzugezogen, wenn die Identität der aufgegriffenen Person wegen nicht-vorhandenen Papieren geklärt werden muss. Die Ausländerbehörde erlässt ihrerseits die Ausreiseverfügung und erfasst den Vorgang in der Ausländerdatei der Stadt sowie dem Ausländerzentralregister. In der Sprache der Statistiker: "Ausländerbehörden bedienen keine Polizeidateien". Anders gesagt: Der Vorgang wird nicht der Polizei gemeldet und erscheint deshalb nicht in der Polizeilichen Kriminalstatistik bei 'unerlaubtem Aufenthalt'
. Vielleicht liegt es auch daran, dass die Ausländerbehörde Leipzig 2000 und 2001 mehr Ausweisungsverfügungen ausgesprochen hat als in der Polizeilichen Kriminalstatistik an unerlaubten Aufenthalten erfasst sind. Freilich: Dies kann nicht generalisiert werden, denn andrerseits gibt es auch Arbeitsämter in Deutschland, die grundsätzlich jeden aufgegriffenen 'Illegalen', selbst Ersttäter, der Polizei übergeben. Erkenntnisse über unerlaubten Aufenthalt könnte man von den Ausländerbehörden zudem erhalten, indem man überprüft, wie viele von den Personen, die ausgewiesen wurden, auch nachweislich ausgereist sind, etwa indem man die Verfügungszahl mit den von den Grenzbehörden eingesammelten und an die ausstellenden Ausländerbehörden zurückgeschickten Grenzübertrittsbescheinigungen vergleichen würde (vgl. VIII/3.). All dies wäre bei jeder Schätzung, die eine Gesamtzahl von in Deutschland lebenden 'Illegalen' ermitteln wollte, zu berücksichtigen, wobei komplizierend hinzukommt, dass die statistischen Erfassungs- und Auswertungsmöglichkeiten der verschiedenen Ausländerbehörden höchst unterschiedlich sind: Sie reichen von sehr differenzierten, EDV-gestützten Auswertungsmöglichkeiten bis hin zu handschriftlich geführten 'Strichlisten-Statistiken', die nur mit großem personellen Arbeitsaufwand ausgewertet werden können. 

Schließlich können auch die Statistiken des Bundesamts für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge/ Bundesamt für Migration und Flüchtlinge Anhaltspunkte für die Gesamtzahl von in Deutschland aufhältigen 'Illegalen' liefern: Dort taucht eine große Zahl von Personen auf, die plötzlich im Inland einen Asylantrag stellen, ohne dass erkenntlich ist, wie sie überhaupt nach Deutschland eingereist sind. Des weiteren erledigen sich eine große Anzahl von Asylverfahren aus "sonstigen Gründen", etwa deshalb, weil Antragsteller nicht mehr unter der angegebenen Adresse erreichbar sind. Diese Menschen können weitergewandert, aber auch untergetaucht sein. 1999 handelte es sich hierbei um 42 902 Anträge (5% aller Erstanträge, 26,67% aller Folgeanträge), im Jahr 2000 um 30 615 Anträge (6,57% aller Erstanträge, 20,45% aller Folgeanträge)
.

Die geschilderte statistische 'Vielfalt' und die sich daraus ergebenden Probleme für die Größenschätzung legaler und illegaler Zu- und Abwanderung sind nicht unbekannt: So stellt etwa die Unabhängige Kommission Zuwanderung in ihrer Diskussion der Zuwanderungsstatistiken fest: "Bedingt durch unterschiedliche Behördenzuständigkeiten und die Verschiedenheit der ihnen zugrundeliegenden Primärzwecke werden die vorhandenen Statistiken nicht nach einheitlichen Standards geführt" [UKZu: 289*]. Dabei waren sich alle Gesprächspartner des Verfassers aus den Behörden einig, dass eine einheitlich geführte statistische Erfassung von unerlaubter Einreise und unerlaubtem Aufenthalt nicht nur wünschenswert, sondern notwendig für eine sachliche Diskussion wäre: Schließlich verleitet die aktuelle Situation geradezu, sich die Zahlen so zurecht zu legen, wie man sie für den jeweiligen Zweck benötigt. Derzeit scheint aber auf diesem Gebiet kein großer Reformeifer zu herrschen. Zwar ist mit der Einführung von "INPOL-neu" auch die Hoffnung auf eine Neuordnung des Statistikwesens verbunden. Ob bzw. wann dieses teure System aber voll funktionsfähig sein wird, ist derzeit noch offen. Abschließend sei angemerkt, dass die beste Statistik nur das wert ist, was in sie eingearbeitet wird – was wegen Arbeitsüberlastungen nicht immer das 'Erforderliche' ist. Denn, so ein Statistikexperte: 'Wenn ein Kollege bei den Delikten, die 'eigentlich' eigene Unterschlüssel haben, "faul" ist und sie nur in der Obergruppe erfasst, können wir das nicht verhindern und nicht erkennen.'

Abschließend seien nicht-staatlichen Stellen erwähnt, bei denen hinsichtlich unerlaubt in Deutschland lebender Menschen Anhaltspunkte gewonnen werden könnten. Etwa Statistiken der Migranten-Beratungsstellen verbandlicher oder privater Träger. Die Jahresstatistik-Auswertung der Sozialdienste der Caritas für Flüchtlinge ergab, dass 5,6% der Personen, die ihre Beratungsstellen 1998 konsultierten, ohne Aufenthaltsstatus waren. Hinter vorgehaltener Hand ist aber zu erfahren, dass eine Reihe derjenigen Personen, die in der Rubrik "unbekannter Aufenthaltsstatus" oder "sonstiger Aufenthaltsstatus" erfasst sind, ebenfalls 'Illegale' gewesen sein könnten. Dies würde bedeuten, dass es sich um nahezu jeden zehnten Klienten der Beratungsstellen handeln würde
. Aus dem Bereich der Evangelischen Kirche sei auf die Befragung des Diakonischen Werks Rheinland verwiesen:  SEQ CHAPTER \h \r 1Dabei wurden 141 Beratungsstellen des Diakonischen Werks und 1 477 evangelische Kirchengemeinden  angeschrieben. Es gab 96 Rückmeldungen seitens der Beratungsstellen, von denen 51 Kontakte mit 'Illegalen' zugaben, und zwar zu 862 Personen im Zeitraum zwischen Januar 2000 und November 2001. Von den Kirchengemeinden erfolgten 401 Rückmeldungen, von denen 297 Kontakte mit 'Illegalen' zugaben, und zwar zu 1 360 Personen im Zeitraum zwischen Januar 2000 und Januar 2002 [DWR: 51*]. Bei ca. 20 Prozent der rückmeldenden Beratungsstellen machte die Arbeit mit 'Illegalen' zwischen 6 und 10  Prozent des Gesamtarbeitsaufwands aus [ebd.: 14*].
Ein umfassendes Bild der Lage könnte am ehesten durch eine Volkszählung erstellt werden, eine Methode, durch die in den USA und Spanien die zuverlässigsten Kenntnisse zu Ausmaß, Zusammensetzung und Problemlagen 'Illegaler' gewonnen werden konnten [vgl. Alscher und Passel]. Da dies aber in absehbarer Zeit nicht zu erwarten ist (und angesichts des Misstrauens, das 'Illegale' gegenüber allem haben was von deutschen Behörden veranlasst wird, auch keine Kooperation zu erwarten wäre, die derjenigen der US-'Illegalen' beim dortigen Zensus entsprechen würde), wäre ein alternativer Vorschlag, aus all den vorgenannten Erkenntnisquellen einen Schätzwert zu ermitteln
. Allerdings: Auch dann wären Mehrfachzählungen nicht auszuschließen, da - um das oben genannte Beispiel fortzuführen - die bereits vierfach beim Grenzübertritt gefasste und registrierte Person ein fünftes Mal in der Statistik durch Aufgriff bei illegaler Beschäftigung auf dem Bau oder als Besucher einer Beratungsstelle auftauchen könnte. Vogel kommt nach einer gründlichen Diskussion hier vorliegender Probleme zu dem Schluss:

"Insgesamt ist es nach meiner Einschätzung in Deutschland sehr viel schwieriger als in den USA, eine seriöse Schätzung der Größenordnung illegalen Aufenthalts abzugeben. Die angedeuteten Möglichkeiten zur Nutzung vorhandener Zahlen oder zur Erhebung von Zahlen sind jedoch noch nicht völlig exploriert worden. Wenn der Staat Schätzungen vornehmen wollte oder mit Wissenschaftlern zu diesem Zweck kooperieren wollte, wäre es durchaus möglich, zumindest für einige Bereiche realistische Größenordnungen abzuschätzen." [1999: 177]

Da aber eine solche Kooperation bislang nicht der Fall ist, können bisherige Schätzungen zur tatsächlichen oder vermeintlichen Anzahl von 'Illegalen' in Deutschland bestenfalls unter die Rubrik 'intelligentes Raten' eingeordnet werden. Und in diesem Kontext tut sich auch der Verfasser schwer, ein solches guesstimate abzugeben. Dies gilt umso mehr, da das vorliegende Buch nochmals bestätigt, dass man kaum die 'Illegalenpopulation' von zwei Städten miteinander vergleichen kann. 

Dennoch einige Bemerkungen: 1991 zirkulierte das Bundesministerium des Inneren anlässlich der Berliner Konferenz zur Bekämpfung von Wanderungsbewegungen für Deutschland die geschätzte Zahl von 500 000 anwesenden (!) 'Illegalen'. Der BND zitiert in einer Analyse eine ILO-Schätzung (ohne auf die Aktualität dieser Schätzung einzugehen), in der für Deutschland von 200 000 illegal arbeitenden (!) Menschen ausgegangen wird. Beides sind eher Minimalschätzungen
. Wie groß die Dimension unerlaubten Aufenthalts in Deutschland sein kann, verdeutlicht ein Blick auf den Sektor der unerlaubten Haushaltsbeschäftigung und Schwarzarbeit. So weiß beispielsweise die Hartz-Kommission:  SEQ CHAPTER \h \r 1"Für 2002 werden Umsätze von etwa 350 Mrd. Euro durch Schwarzarbeit erwartet. Rechnet man die 'schwarz' geleisteten Arbeitsstunden auf Beschäftigte um, gibt es in Deutschland ca. 5 Mio. 'Vollzeitschwarzarbeiter'. Gleichzeitig existiert eine große Nachfrage nach haushaltsnahen Dienstleistungen. Etwa 3,5 Millionen Haushalten, die solche Leistungen in Anspruch nehmen, stehen 40 000 angemeldete sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse in diesem Bereich gegenüber" [Hartz: 164]. Ähnlich dramatisch sind die Schlussfolgerungen wissenschaftlicher Überlegungen: " SEQ CHAPTER \h \r 1Im Juni 2000 waren es bundesweit lediglich 39 800 sozialversicherungspflichtige Beschäftigte, die nach Sonderauswertungen der Beschäftigtenstatistik einen privaten Haushalt als Arbeitgeber hatten. Dagegen gaben Soep-Daten zufolge im Frühjahr 2000 7,6 % der Privathaushalte in Deutschland an, dass sie regelmäßig eine Putz- oder Haushaltshilfe beschäftigen (das entspricht 2,9 Mio. Beschäftigungsverhältnissen), weitere 4 % aller Haushalte gaben an, zumindest gelegentlich eine Beschäftigung von Haushaltshilfen in Anspruch zu nehmen, so dass danach zusammengenommen mehr als 4 Mio Haushalte regelmäßig oder zumindest gelegentlich als Arbeitgeber auftreten. Je nach Untersuchungsmethode und Zielgruppe der Befragung (mit Ausländern und ohne z.B.) gibt es also außerordentlich divergierende Zahlen..."
. Ein weiteres Indiz bezüglich der Verbreitung illegaler Ausländerbeschäftigung in Privathaushalten ist die 'Trefferquote' einer Razzia, die die Frankfurter Staatsanwaltschaft  durchführen ließ: 350 Wohnungen und Häuser wurden untersucht, über 200 illegal beschäftigte Haushaltshilfen wurden noch am selben Tag ausgewiesen, gegen 214 Familien wird ermittelt, d.h. mehr als jeder zweite Haushalt (61 % aller kontrollierten Haushalte) beschäftigte illegale ausländische Haushaltshilfen
. Freilich sind diese Zahlen per se nicht sonderlich aussagekräftig: Es muss ja bedacht werden,  SEQ CHAPTER \h \r 1dass etwa im Bereich der illegalen Haushalts-Putzhilfe hier tätige Personen bis zu sechs Arbeitsplätze zugleich bedienen, während im Bereich der Alten- und Krankenpflege bis zu zwei-drei Personen nach einem Rotationssystem ein und dieselbe Person betreuen (vgl. IV/1.4.).  SEQ CHAPTER \h \r 1
Nun zu einigen Schätzwerten, zunächst zur kommunalen Ebene, wo man sich, da die Menschen dort am wenigsten zu übersehen sind, am meisten mit dieser Thematik auseinandersetzt. Engbersen/van der Leun berichten von offiziellen Schätzungen in den Niederlanden, in denen bei den größten Städten (Amsterdam, Rotterdam) von einem 'Illegalenanteil' von bis zu fünf Prozent der Stadtbevölkerung ausgegangen wird [S.3]. Dies erachten sie jedoch für überhöht. 

Für Deutschland ist dies natürlich mangels empirischer Basis noch viel schwerer zu schätzen, aber inzwischen läppern sich die Indikatoren durchaus zusammen. Zunächst existieren zu einigen Städten schon ‚halboffizielle’ Korrelationen zwischen Aufgriffszahlen und Schätzungen von Experten. Zunächst aus der eigenen Arbeit des Verfassers: 

	
	Leipzig
	München
	Berlin

	
	1999
	2000
	2001
	1999
	2000
	2001
	1999
	2000
	2001

	Verstöße gegen strafrechtliche Nebenbestimmungen 
	1748
	1275
	641
	2681
	2479
	3118
	7797
	6950
	7368

	Dar. Verstöße gg. 

AsylVfG AuslG
	1735
	1261
	630
	2655
	2450
	3080
	7704
	6861
	7311


Zu diesen Aufgriffszahlen korrespondieren in den genannten Städten mit Behörden abgestimmte Schätzungen, das Dunkelfeld betreffend, von 8-15 000 in Leipzig, 30-40 000 in München und 100-250 000 in Berlin. 

In Hamburg sieht es wie folgt aus: Die Aufgriffszahlen betragen 2004 (3464) 2003 (4956), 2002 (5587). Geht man davon aus, dass es sich auch hier um eine Hellfelderkenntnis handelt, so kann man, angesichts der Größe der Stadt und der Zusammensetzung der Bevölkerung von einem Dunkelfeld-Schätzwert von 50-100 000 durchaus ausgehen – der Obergrenzenbetrag wird im Übrigen von den Experten der Nordelbischen Landeskirche angesetzt
. 

Für Frankfurt am Main schätzen Experten aus Ausländerbehörde und Staatsanwaltschaft zwischen 25 und 30 000 ‚Illegale’, für Bonn werden 4 000, für Köln 20 000 Menschen angenommen
. 

Der Verfasser gibt zu bedenken, dass es sich bei diesen Zahlen nur um solche Migranten handelt, die sich dauerhaft oder schwerpunktmäßig (d.h. Pendelmigranten, die höchstens zu einem Urlaub nach Hause reisen) dort aufhalten. Hinzu kämen jedoch die 'Saisonpendler', ebenso belegt die Übersichtstabelle 16 in VI/3.4.), dass selbst in Gemeinden unter 20 000 Einwohnern ein recht hoher Anteil 'Illegaler' aufgegriffen wird, woraus folgt, dass bei einer Größenschätzung für Deutschland die Situation in den größeren Städten nicht überbewertet werden darf. 

Zur Gesamtzahl: Dita Vogel schätzte, dass sich in Deutschland ca. 656 000 'Illegale' aufhalten [1999: 175*], eine Umfrage unter Pfarrern der katholischen fremdsprachigen Gemeinden kam Anfang 1998 zu dem Ergebnis, dass es sich wohl um ca. 1,3 Millionen Menschen handelt
. Der Linzer Ökonom Prof. Friedrich Schneider schätzt für die  SEQ CHAPTER \h \r 1BRD die Zahl der illegalen ausländischen Beschäftigten auf 878.000 im Jahr 1995 und auf 1,225 Mio im Jahr 2003
. Ein Gesprächspartner aus einem westdeutschen Landeskriminalamt meinte, dass interne Polizeischätzungen bundesweit allein von ca. 500 000 'illegalen' weiblichen Prostituierten ausgehen
. Wenn man dann davon ausgeht, dass die 'Illegalenpopulation' sich zu einem Drittel aus Frauen, und zu zwei Drittel aus Männern zusammensetzt [so auch DWR: 17*], müsste man, da Kinder hinzukämen, von mehr als 1,5 Millionen Menschen ausgegangen werden könnte.

Generell scheint der Fall zu sein, dass man, je intensiver man sich mit der Thematik beschäftigt, umso mehr geneigt ist, seine Schätzungen nach oben zu korrigieren, da einem immer neue Aspekte und Dimensionen scheinlegalen und illegalen Aufenthalts auffallen
. Daran ändert sich auch nichts durch den EU-Beitritt von zehn mittel- und osteuropäischen Ländern zum 1. Mai 2004: Sicherlich wurden an diesem Tag hunderttausende Menschen aufenthaltsrechtlich "legalisiert"
. Dennoch gibt es genügend Menschen aus Südosteuropa, der ehemaligen GUS, Lateinamerika, Afrika und Asien, die eine Schätzung von zwischen "500 000 und 1 Million 'Illegale', eher eine Million", für Deutschland plausibel sein lässt, wobei die Zahl im Sommer darüber, im Winter darunter liegen kann. Dies hängt hauptsächlich mit der saisonal bedingten höheren Nachfrage nach 'illegalen' Billigstarbeit in Bau und Landwirtschaft im Sommer zusammen bzw. dem Wunsch vor allem von 'illegalen' Arbeitsmigranten, Weihnachten und Jahreswechsel bei den Familien im Herkunftsland verbringen zu können. 

Eine häufig geäußerte Kritik an dieser Hypothese ist, dass diese Zahl bei weitem zu hoch gegriffen sei. Aber auch andernorts stellte man mit Überraschung fest, dass 'realistische' Schätzungen hinsichtlich der Anzahl von 'Illegalen' im Land sich als viel zu niedrig entpuppten. Beispielsweise ergaben die im Jahr 2000 durchgeführten Volkszählungen in den USA, dass rund ein Viertel aller "außerhalb des Landes geborenen" Immigranten ("foreign born"), nämlich 8,4 von insgesamt 32,5 Millionen, sich illegal im Land aufhielten. Diesen Anteil hätten selbst die weitest gefassten Prognosen nicht vorhergesagt, und dieser Wert habe alle Forscher mit großer Überraschung erfüllt [vgl. Passel]. 

Aber auch aus Europa werden solche Momente der Überraschung berichtet, wo Vorgefundenes über das, was vernünftigerweise zu erwarten gewesen wäre, hinausging. Drei Beispiele:  

Als im Jahr 1992 über der multiethnisch besiedelten Wohngegend "Bijlmermeer" ein Flugzeug auf Wohnhäuser abstürzte, stellte sich bei der Bergung und Identifizierung der Leichen sowie den Bemühungen, Ersatzwohnraum zu finden, heraus, dass dort viel mehr Menschen wohnten als angenommen – darunter auch 'Illegale' [vgl. Engbersen: 1]. 

In Spanien wurde während der Volkszählung 2001 die Zahlen gemeldeter Personen aus bestimmten Ländern von gezählten Personen mit derselben Staatsangehörigkeit deutlich übertroffen. Die Anzahl von Kolumbianern beispielsweise um das dreifache, von Ecuadorianer um das zweieinhalbfache. Ähnliche Diskrepanzen ergaben sich zwischen Schätzungen und Anträgen auf Legalisierung: Die höchste Schätzung bezüglich der Anzahl 'Illegaler' in der Provinz Almeria wurde von der örtlichen Guardia Civil (Polizei) mit 8000 angegeben, bei der Legalisierungskampagne 2000 stellten 20 794 Person einen Legalisierungsantrag. Selbst wenn man in Rechnung stellt, dass darunter auch Antragsteller aus anderen Provinzen waren (die z.B. annahmen, ihr Gesuch würde, weil man dort besonders viele Arbeitnehmer in der Landwirtschaft braucht, großzügiger und schneller bearbeitet und genehmigt), so dürfte eine deutliche Diskrepanz auch dann noch bestehen
.

Schließlich waren unter den Opfern der Terroranschläge vom 11. März 2004 in Madrid eine Reihe nicht identifizierbarer Personen, wobei zu vermuten war, dass es sich um 'Illegale' handelte. Die Regierung bot den Angehörigen dieser Toten und Verletzten einen Aufenthaltsstatus an: "Hundreds of woundet an bereaved illegal immigrants are taking up the offer" [The Guardian, 17.3.2004], bis zum 26. März gingen 1043 Personen auf dieses Angebot ein [Migration Newssheet 4/2004, El Pais, 16.3.2004].

Entsprechend ist der Verfasser 'zuversichtlich', dass man auch in Deutschland eine Reihe von Überraschungen erleben wird, wenn man tatsächlich einen Weg findet, verlässliche Daten auf diesem Gebiet zu sammeln und zu erhalten: Ein Anhaltspunkt: "Offiziell leben in Hamburg nur ein paar Dutzend Menschen aus Ecuador. Doch spätestens seit März (2003, d.V.), als in einem einzigen Wohnkomplex bei einer Razzia 52 Ecuadorianer ohne gültige Papiere festgenommen wurden, ahnt man, dass die Gemeinde wesentlich größer ist" [In: Mensch – das magazin. Ausgabe 3/2003, S. 106].
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Übersicht 2: Ausweisungsverfügung gegen bzw. Aufgriffe von 'Illegalen' in Leipzig. Quellen: Ausländerbehörde Leipzig, PKS der Stadt Leipzig [LKA Sachsen: 2000ff.]














�Überarbeitete und aktualisierte Fassung des Exkurses I/4.3. in Alt 1999a. Diese Anlage wurde mit Unterstützung von Experten aus BKA, BGS, Bayerischer Landespolizei sowie Wissenschaftlern erarbeitet. Es gelang aber trotz intensiver Konsultationen keine Fassung, die alle Beteiligten hätten mittragen können. Allein dies veranschaulicht die Komplexität hier vorliegender Probleme. Das Grenzlagebild 2003 der Bayerischen Landespolizei betont hinsichtlich der Vergleichbarkeit von statistischen Daten unterschiedlicher Behörden: "Divergierende Erfassungskriterien lassen im Bereich der illegalen Migration teilweise keinen direkten Vergleich der Zahlen zu. Die Bewertung und Interpretationen des Zahlenmaterials ergeben aber relativ sichere Kernaussagen." [PNO 2993: 3*]


�Quellen: Nachfolgende Zahlen stammen aus den Jahresberichten des Bundesgrenzschutzes sowie den Polizeilichen Kriminalstatistiken.  


�Zur Erklärung dieses starken Abfalls vgl. Fußnote 9


�Zu Faktor 5: z.B. Süddeutsche Zeitung, 14.7.1993, Röseler/Vogel: 21, FFM 1998: 46; zu Faktor 4: Vogel 1999:171; zu Faktor 3: ZDF heute- journal, 6.8.1997, Berliner Morgenpost, 16.4.1999, Financial Times, 4.9.2002. Gesprächspartner beim Bundesinnenministerium sagten im Frühjahr 2000, dass der Faktor mit 2,5 angesetzt sei. 


� Zwar müssten an der Grenze aufgegriffene Personen nach der "Verordnung (EG) Nr. 2725/2000 des Rates vom 11. Dezember 2000 über die Einrichtung von 'EURODAC' für den Vergleich von Fingerabdrücken zum Zwecke der effektiven Anwendung des Dubliner Übereinkommens, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 316/1 vom 15. Dezember 2000" erkennungsdienstlich behandelt werden - ein wichtiges Mittel, um Mehrfachidentitäten zu entdecken und Mehrfachzählungen zu vermeiden. Diese ED-Behandlung wird aber, vor allem abhängig von der Arbeitsbelastung oder wenn es sich 'ohnehin nur um eine erfolglose, versuchte Einreise handelt', nicht immer durchgeführt. Noch viel weniger kann bei allen, die einen Grenzübergang ohne Anfangsverdacht passieren, kontrolliert werden, ob bereits ein Fingerabdruck eingespeist ist. 


�Darüber hinaus wird berichtet, dass BGS Beamte auch auf unorthodoxe Methoden zurückgreifen wenn es darum geht, im eigenen Sektor niedrige Aufgriffsquoten vorzuweisen. Aus dem Gespräch mit einem 'Illegalen':





Bei seiner letzten, illegalen Einreise war er mit seinem Bruder unterwegs. Sie kamen von Tschechien und brauchten xx Anläufe: Beim x-ten Mal wurden sie vom BGS erwischt, ED-behandelt und nach Tschechien zurückgeschoben. Er sagte dem Beamten: "Weißt Du, ich kann nicht zurück und möchte nicht in Tschechien bleiben. Ich komme wieder!" Die Antwort: "Wenn Du das bei mir tust, haue ich Dich, aber geh doch an die Grenze zu Polen, da ist alles leichter!" 





Zur generellen Kritik an BGS-Statistiken: Lederer/Nickel: 38-40, Röseler/Vogel: 21 und Vogel 1999. 


� Hierbei muss auch bedacht werden, dass Kontrolle und Aufgriff nicht alles ist: Auch die Kapazitäten für die 'weitere Veranlassung', etwa die Bearbeitung des Falles und der damit verbundene 'Papierkrieg', spielt eine wichtige Grenze für das, was Mitarbeiter von Behörden zu erfassen in der Lage sind. Dies gilt insbesondere für Verhandlungen mit anderen Ländern, wenn es um Zurückweisungen und Zurückschiebungen geht. Ein einzelner Fall kann in diesem Zusammenhang viele Beamten lange beschäftigen. Wenn aber die (Weiterbearbeitungs-)Kapazitäten erschöpft sind, wird man schon mal die Versuchung verspüren, in die andere Richtung zu blicken....


� Ein Grund für das Sinken der Enttarnung ge- oder verfälschter Dokumente ist "sicher in der Priorisierung der Einreisekontrolle nach Schengenstandard zu sehen, die bei Personalknappheit zum Personalabzug aus der Ausreisekontrolle führt" [PNO 2002: 34*]


�PNO 2003: 11* und PNO 2002: 9*. Im BGS Jahresbericht 2000/2001 wurde die Kategorie "Inlandaufgriffe" ersetzt durch die Kategorie "Unbekannter Grenzübertritt". Dort werden genannt: Unerlaubt Eingereiste: 488, Geschleuste: 486, Schleuser: 41[BMI 2002: 14*]. "Der Rückgang der Inlandfeststellungen des BGS und der mit grenzpolizeilichen Aufgaben beauftragten Behörden zu unerlaubten Einreisen ist allein auf geänderte Erfassungsmodalitäten zur Statistik zurückzuführen. Seit dem 1.1.2001 werden Feststellungen unerlaubt Eingereister im Inland und bei der Ausreisekontrolle der Grenze zugeordnet, über welche die Personen zweifelsfrei unerlaubt nach Deutschland eingereist sind." [BGS 2002: 12*]


� Zwar werden Einträge des Ausländerzentralregisters im Polizei-Fahndungssystem 'vorgehalten', aber eben nur als "Fahndungsanlass", etwa als "Festnahme zur Abschiebung". 


�von Pollern 2000: 81, von Pollern 2001: 81, ebenso UKZu: 289*, BMI 2002: 14* (Asylnachsuchende nach unbekanntem Grenzübertritt) und BGS 2002: 58-60*.


�DCV 1999: 22f. und 75, vgl. auch Schäfers: 37ff. und DCV 2001: 23-26 und 81*


� Zu diesem Vorschlag von 'Mischschätzungen' auch Vogel 1996a: 5-7, Vogel 1999: 177-182


�BND 1998: 9. Beiden Schätzungen dürften zu niedrig sein, wenn man allein die Schätzungen für die in Leipzig (ca. 8-13 000, vgl. Alt 1999a: 51*), München (40-50 000, vgl. II/5.1.3.)) und Berlin (ca. 100 000, vgl. Presseerklärung der Liga der Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege vom 24.7.2000) vermutlich lebenden 'Illegalen' als Anhaltspunkt nimmt.


� Rerrich: 2f. Die Abkürzung "Soep" steht für die jährliche repräsentative Haushaltsbefragung "Sozio-ökonomisches Panel" des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung. Siehe hierzu ausführlich: Schupp


�hr-online, 13.7.2001, wobei dem Verfasser aus dem ihm zugänglichen Material nicht ersichtlich ist, nach welchen Kriterien die kontrollierten Haushalte ausgewählt wurden.


� Hamburger Abendblatt vom 18.4.2005: „Allein in Hamburg leben nach Schätzungen der Nordelbischen Kirche (NEK) mittlerweile rund 100 000 sogenannte Illegale, Menschen, die keinen gültigen Aufenthaltsstatus haben.“ Aus dem selben Artikel stammen auch die in diesem Absatz angegebenen Aufgriffszahlen.


� Quellen: Frankfurt (Pressemeldung der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, <http://www.gew-hessen.de/index.php?&id=121&backPID=121&tt_news=2534&cHash=0c47a4878f>. Bonn „mehr als 4000 .... davon rund 400 Kinder“ [Bonner Express, 12.5.2005]. Die Kölner Schätzung geht auf inoffizielle Angaben aus Polizeikreisen zurück, wobei dem Verfasser diese Zahl angesichts der Größe der Stadt und der Zusammensetzung ihrer Bevölkerung eher eine Untergrenze darstellen dürfte.


� Vgl. hierzu Prälat Peter Prassel in einer Meldung des deutschen Depeschendienst (ddp) vom  20.6.2000


� Folien zur Vorlesung, University of Linz, März 2003, S. 30.


� Bei dieser Zahl werden gewöhnlich auch Frauen aus den EU-Ländern mitgezählt, die - nach geltendem Arbeitserlaubnisrecht (Anfang 2000) - ihr Gewerbe illegal ausüben. Deren Anteil an den illegalen weiblichen Prostituierten insgesamt sei jedoch - so Polizeiexperten - vernachlässigbar: Die Szene würde ihrer Einschätzung nach von Frauen aus "Drittstaaten" (d.h. Ländern, die nicht der EU angehören) dominiert. Dieser Zahl müssten aber noch diejenigen 'illegale' Frauen hinzugezählt werden, die nicht in der Prostitution tätig sind, d.h. Mütter von Familien, weibliche Flüchtlinge, Arbeitsmigranten, untergetauchte Studentinnen und Au Pair - Mädchen etc. 


�So offensichtlich auch Elwert: "Im Zuge der Befragung... musste ich mehrfach meine Annahmen über die Zahl der illegal Beschäftigten korrigieren. Wenn Bade für Berlin von mindestens 50.000 illegalen Migranten und für die gesamte Bundesrepublik von einer Zahl zwischen 500.000 und einer Million ausgeht, dann erscheint mir dies nach meinen Eindrücken als sehr wahrscheinlich. Wenn der Mindestwert der Schätzung für Berlin valide ist, dann müsste die Zahl für die Bundesrepublik insgesamt näher an der Million als an der halben Million liegen" [S.10*]. Man beachte: Elwert spricht von "illegal Beschäftigten", nicht von "illegal sich Aufhaltenden"!


� Wobei sich durch den Beitritt am Kernproblem, nämlich der Schwarzarbeit mit den Folgen für den deutschen Arbeitsmarkt und das Sozialversicherungssystem, ebenso wenig ändern wird wie die einstmals eingeführte Greencard für Pflegekräfte: Die Menschen werden weiterhin schwarz arbeiten wollen [vgl. z.B. IV/1.4.6.].


�Vgl. Alscher. Der Vollständigkeit soll abschließend auf umfangreiche statistische Ausarbeitungen zur Situation 'Illegaler' in der Europäischen Union hingewiesen werden [Eurostat].





